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Vernehmiassung zur Änderung des Ausländer- und lntegrationsgesetzes (Anpassung der

Wartetrist beim Familiennachzug von vorläufig Aufgenommenen)

Stellungnahme des Kantons Zug

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. Mai 2024 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, sich bis am

22. August 2024 vernehmen zu lassen. Zur Vorlage nehmen wir gerne wie folgt Stellung.

Mit der vorgesehenen Gesetzesanpassung soll die heute im Ausländer- und lntegrationsgesetz

vom 16. Dezember 2005 (AIG; SR 142.20) verankerte dreijährige Wartefrist beim Familien

nachzug von Personen mit einer vorläufigen Aufnahme durch eine zweijährige Wartefrist er

setzt werden. Die Anpassung erfolgt in Umsetzung eines Grundsatzurteils des Europäischen

Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom 9. Juli 2021 gegen Dänemark und eines diesbe

züglichen Grundsatzurteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. November 2022 und ist

demzufolge zwingend. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) hat denn auch seine Praxis

bereits an diese Urteile angepasst und die entsprechenden Weisungen geändert.

Die Voraussetzungen für einen Familiennachzug bleiben abgesehen von der Verkürzung der

Wartet rist unverändert, so insbesondere das Kriterium der wirtschaftlichen Selbstständigkeit.

Es ist daher denkbar, dass die Fristverkürzung von drei auf zwei Jahre die Integration und die

Motivation zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit insgesamt fördert.

Der Regierungsrat des Kantons Zug ist vor diesem Hintergrund mit der vorgeschlagenen Ge

setzesanpassung einverstanden.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.
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Freundliche Grüsse
Regierungsrat des Kantons Zug

Silvia Thalmann-Gut Tobias Moser
Frau Landammann Landschreiber

Versand per E-Mail an:
- Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

(vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch; als PDF- und Word-Version)
- Sicherheitsdirektion (into.sd@zg.ch)
- Direktion des Innern (info.dis@zg.ch)
- Amt für Migration (AFMKader@zg.local)
- Zuger Mitglieder der Bundesversammlung
- Staatskanzlei (info.staatskanzlei@zg.ch; zur Aufschaltung der Vernehmlassungsantwort

im Internet)


